
 

Kleine Anfrage 

des Abg. Schaus (DIE LINKE) vom 27.05.2013 

betreffend Erhöhung der Kinderbetreuungsgebühren und 

Verpflegungsentgelte in Kindertagesstätten 

und  

Antwort  

des Sozialministers 
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Minister der 
Finanzen wie folgt: 
 
Frage 1. Bei welchen hessischen Kommunen, die den Konsolidierungsvertrag mit der Landes-

regierung (Kommunaler Schutzschirm) unterzeichnet haben, haben oder werden sich 
im laufenden Jahr 2013 oder im kommenden Jahr (2014) die Kinderbetreuungsgebüh-
ren und Verpflegungsentgelte in den Kindertagesstätten erhöhen? 

 Wir bitten um eine detaillierte Gegenüberstellung mit Angabe der Höhe der alten 
Gebühren im Jahr 2012 und der neuen Gebühren, je betroffener Kommunen. Wir bit-
ten ferner um Aufschlüsselung nach Halb- und Ganztagsbetreuung je nach U3-, Kin-
dergarten- und Hortbereich. 

 

Insgesamt haben 100 der 106 im Sinne des Schutzschirmgesetzes (SchuSG) 
antragsberechtigten Kommunen einen Konsolidierungsvertrag mit dem Land 
abgeschlossen. Die unterzeichneten Verträge sehen allesamt die Wiedererrei-
chung des Haushaltsausgleiches im Ordentlichen Ergebnis vor. Hierbei wur-
den den Kommunen, je nach individueller Ausgangslage, unterschiedliche 
Zeiträume eingeräumt, binnen derer der Ausgleich des ordentlichen Ergebnis-
ses wieder erstmals erreicht werden muss. Binnen dieses Zeitraumes und 
beginnend mit Angaben zum Haushaltsjahr 2013 haben die Kommunen Konso-
lidierungsmaßnahmen auf der Aufwand- und Ertragsseite benannt, die eine 
Zielerreichung ermöglichen. 
 
Der Bereich der Kinderbetreuung wurde in einigen Kommunen ebenfalls in 
die Konsolidierungsüberlegungen einbezogen. Hier ist zu betonen, dass die 
Auswahl der gewählten Konsolidierungsmaßnahmen von jeder Kommune 
selbst getroffen worden ist. Das Land hat unter Achtung der kommunalen 
Selbstverwaltung und -verantwortung keine maßnahmenbezogenen Konsolidie-
rungsvorgaben gemacht. Gleichzeitig erfolgte (für den Bereich Kinderbetreu-
ung) vielerorts ertragsseitig keine detaillierte Aufschlüsselung in der Gegen-
überstellung der Jahre 2012 bis 2014. So können geplante Ertragssteigerungen 
einzelner Einrichtungen nicht in jedem Fall hinsichtlich der sie im Detail aus-
lösenden Gebührenanpassungen bei einzelnen Betreuungsarten, Verpflegungs-
entgeltanpassungen etc. differenziert werden. Vielmehr können erwartete 
Ertragssteigerungen auf unterschiedlichen Effekten beruhen. 
 
Daneben ist darauf hinzuweisen, dass nach den Konsolidierungsverträgen 
während des Konsolidierungszeitraumes einzelne zunächst geplante Konsoli-
dierungsmaßnahmen durch andere Maßnahmen mit mindestens gleich hohem 
Konsolidierungsvolumen ersetzt werden können. So wäre es z.B. möglich, 
eine für das Jahr 2013/2014 geplante und im Schutzschirmvertrag verankerte 
Gebührenanpassung durch eine andere Konsolidierungsmaßnahme zu ersetzen. 
Über die konkreten Beschlussfassungen vor Ort liegen keine Informationen 
vor. 
 
Eine Beantwortung der Frage wäre insofern nur dann möglich, wenn bei allen 
100 Schutzschirmkommunen in den Jahren 2013/2014 entsprechende Befra-
gungen durchgeführt werden. Das würde seitens des Landes und der einzelnen 
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Kommunen zu einem erheblichen Bürokratieaufwand führen, der zeitliche und 
personelle Ressourcen bindet. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwei-
sen, dass sich die Landesregierung bereits im Februar dieses Jahres an die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister des Landes gewandt hat, mit dem 
Hinweis, dass einer Aufrechterhaltung der bisherigen Standards in der Kin-
derbetreuung in den Kommunen weder die Konsolidierungslinien des Innen-
ministeriums noch die gesetzlichen oder vertraglichen Vorgaben des Kommu-
nalen Schutzschirms entgegenstehen. 
 
Das Landesrecht sieht darüber hinaus keine Regelung über die Höhe der 
Elternbeiträge vor. Gemäß § 31 Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetz-
buch (HKJGB) können für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förde-
rung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege Teil-
nahmebeiträge oder Kostenbeiträge festgesetzt werden. Die Regelung sieht 
weiter vor, dass diese Teilnahmebeiträge oder Kostenbeiträge nach Einkom-
mensgruppen und Zahl der Kinder oder der Familienangehörigen gestaffelt 
werden können.  
 
Die Träger der freien Jugendhilfe können Entgelte auf Grund privatrechtlicher 
Vereinbarungen mit den Eltern festlegen. Die Gemeinden entscheiden somit 
im Rahmen ihrer originären kommunalen Zuständigkeit für den Bereich der 
Kinderbetreuung über den Umfang und die Ausgestaltung der kommunalen 
Finanzierung und damit auch über die Höhe der Elternbeiträge. Der Landes-
regierung liegen somit weder zu der derzeitigen Höhe noch zu zukünftigen 
Höhen von Kinderbetreuungsgebühren Informationen vor. 
 
Frage 2. Bei welchen hessischen Kommunen, die den Konsolidierungsvertrag mit der Landes-

regierung (Kommunaler Schutzschirm) nicht unterzeichnet haben, haben oder werden 
sich im laufenden Jahr 2013 oder im kommenden Jahr (2014) die Kinderbetreuungs-
gebühren und Verpflegungsentgelte in den Kindertagesstätten erhöhen? 

 Wir bitten um eine detaillierte Gegenüberstellung mit Angabe der Höhe der alten 
Gebühren im Jahr 2012 und der neuen Gebühren, je betroffener Kommunen. Wir bit-
ten ferner um Aufschlüsselung nach Halb- und Ganztagsbetreuung je nach U3-, Kin-
dergarten- und Hortbereich. 

 

Die antragsberechtigten Schutzschirmkommunen sind allesamt in der Anlage 
zu § 1 Abs. 1 Satz 1 SchuSG benannt. Von den antragsberechtigten Kommu-
nen haben lediglich nachfolgende Kommunen nicht am Kommunalen Schutz-
schirm teilgenommen: Biebesheim, Bischofsheim, Florstadt, Neuberg, 
Schmitten und Trebur. Im Übrigen wird auf Antwort zu Frage 1 verwiesen. 
 
Wiesbaden, 3. Juli 2013 

Stefan Grüttner 


